
Die Anwendung des Art. 6 der Verfassung ist nur dann möglich, 
wenn es sich um besonders schwere Verstöße gegen die Ablieferungs­
pflicht handelt, wenn beispielsweise der Täter böswillig seit Jahren 
sein Ablieferungssoll nicht erfüllt, obwohl er dazu ohne weiteres in 
der Lage war, und wenn er dies tat, um dadurch die Grundlagen 
unserer Arbeiter- und Bauernmacht zu unterhöhlen.

Anders verhält es sich dann, wenn beispielsweise ein Bauer auf die 
gewissenlose Hetze feindlicher Elemente hereingefallen ist und auf 
Grund dessen seine landwirtschaftlichen Erzeugnisse nicht abliefert 
oder aus ähnlichen Gründen seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. 
Hier hat sich das Gericht, falls für diesen Verstoß nur eine strafrecht­
liche Ahndung in Frage kommt — wenn also andere Erziehungsmaß­
nahmen unzureichend erscheinen —, zwischen § 1 WStVO und der 
subsidiär geltenden Pflichtablieferungsverordnung zu entscheiden.

Hierbei ist zu untersuchen, ob durch die Nichtablieferung der Er­
zeugnisse die Durchführung der Planung oder die Versorgung der 
Bevölkerung gefährdet worden ist. Das muß im einzelnen ganz kon­
kret geprüft werden. Wird diese Frage bejaht, so ist § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
WStVO — gegebenenfalls auch als minderschwerer Fall — anwendbar.

Handelt es sich dagegen um leichtere Verstöße gegen die Pflicht zur 
Ablieferung, so kommt die Verordnung über die Pflichtablieferung 
und den Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse in Betracht, die in 
§ 30 die Strafbestimmung enthält. Hiernach wird, sofern ^nicht nach 
anderen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist, gern. § 9 
WStVO bestraft, wer seine Ablieferungspflicht nicht oder nicht recht­
zeitig erfüllt oder die Bestimmungen über den Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse (§ 21 Abs. 2—4 dieser Verordnung) verletzt.

Um jedoch einer übereilten Bestrafung vorzubeugen, schreibt die 
Erste Durchführungsbestimmung zur Pflichtablieferungsverordnung 
vom 2. 12. 1953 (GBl. S. 1191) in § 80 ein bestimmtes Verfahren bei 
Nichteinhaltung der Ablieferungspflichten vor. Diese Bestimmung lau­
tet in der Fassung des § 18 der Neunten Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die Pflichtablieferung und den Aufkauf landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse vom 2. 12. 1954 (GBl. S. 923):

Erzeuger, die in den festgesetzten Ablieferungsfristen ihre Ablie­
ferungspflicht nicht erfüllen, sind von den Räten der Gemeinden zu 
verwarnen und zur Pflichterfüllung aufzufordem. Bleibt diese Ver­
warnung erfolglos, so hat der Rat der Gemeinde dem Rat des Krei­
ses darüber zu berichten. Der Rat des Kreises hat nach Prüfung eine 
endgültige Frist für die Ablieferung durch die betreffenden Erzeuger 
zu bestimmen. Wird auch innerhalb dieser Nachfrist vorsätzlich oder 
fahrlässig nicht erfüllt, so ist nach individueller Prüfung gegen die
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